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Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden der Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Karlsruhe vom 1. Februar 2021 sowie der Bescheid der
Beklagten vom 29. Juni 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 29.Â Januar 2019 insoweit aufgehoben, als die Beklagte verurteilt
wird, dem KlÃ¤ger ausgehend von einem Leistungsfall am 21.Â April 2022
Rente wegen voller Erwerbsminderung vom 1. November 2022 bis
30.Â September 2024 zu gewÃ¤hren.

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger ein Drittel der Kosten des Berufungsverfahrens zu
erstatten.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung.

Der 1970 geborene KlÃ¤ger hat den Beruf des Gas-Wasserinstallateurs erlernt und
war in diesem Beruf bis 1998 versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Danach erhielt
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der KlÃ¤ger zunÃ¤chst Leistungen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit und war bis 2014
(zeitweise) geringfÃ¼gig nicht versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt als Helfer eines
Hausmeisters. Von Mai 2014 bis April 2018 sind im von der Beklagten vorgelegten
Versicherungsverlauf (Bl. 218 LSG-Akte) Beitragszeiten mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r
eine PflegetÃ¤tigkeit vermerkt (der KlÃ¤ger pflegte seine im Wachkoma liegende
Mutter zu Hause). Seit 2018 bezieht der KlÃ¤ger (wieder) Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB II).

Beim KlÃ¤ger wurde ein Grad der Behinderung (GdB) von 50 sowie das Merkzeichen
â��Gâ�� festgestellt (vgl. Bescheid vom 05.11.2018, Bl. 35 VA Widerspruchsakte).
Zudem besteht seit 2020 Pflegegrad 2 (vgl. Pflegegutachten vom 20.05.2020, Bl.
168 SG-Akte).

Der KlÃ¤ger hatte bereits in der Vergangenheit von der Beklagten eine
Erwerbsminderungsrente begehrt. Diese Begehren blieben allerdings erfolglos (vgl.
Verfahren L 10 R 2585/12 und L 10 R 4106/12).

Am 23.02.2018 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten erneut die GewÃ¤hrung
einer Erwerbsminderungsrente. Zur BegrÃ¼ndung verwies er insbesondere auf
Arthrose in den FuÃ�gelenken, BeeintrÃ¤chtigungen im Kniegelenk, psychische
Probleme und eine GÃ¼rtelrose.

Die Beklagte holte daraufhin Befundberichte der behandelnden Ã�rzte ein und lieÃ�
den KlÃ¤ger durch die R1 begutachten. Diese untersuchte den KlÃ¤ger am
07.06.2018 ambulant und stellte in ihrem Gutachten vom 12.06.2018 folgende
Diagnosen:
1. Minderbelastbarkeit li. Sprunggelenk b. fortgeschrittener Arthrose der
FuÃ�wurzelknochen m. erheblicher Verschwellung und Verformung d. li.
Sprunggelenkes
2. Minderbelastbarkeit re. Kniegelenk b. erhebl. Kniebinnenschaden m. Meniskusop.,
Kreuzbandplastik 1998, Arthrose Kniegelenk (MRT 2011)
3. Zustand nach fistelnder KnochenentzÃ¼ndung rechts Kniegelenk 2009 mit
Fisteloperation, aktuell reizlos
4. Stark herabgesetzte SehschÃ¤rfe linkes Auge bei voller SehschÃ¤rfe rechtes
Auge
R1 fÃ¼hrte weiter aus, der KlÃ¤ger leide unter einer ausgeprÃ¤gten aktivierten
Arthrose der FuÃ�wurzelknochen und die Beweglichkeit im linken Sprunggelenk sei
nahezu aufgehoben. Dennoch bestehe ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes, nicht jedoch auf unebenen Boden,
keine TÃ¤tigkeiten wie BÃ¼cken, Ersteigen von Leitern, Bewegen von Lasten und
die Gang- und Standsicherheit erfordern sowie keine TÃ¤tigkeiten, die mit NÃ¤sse,
Zugluft und schwankenden Temperaturen verbunden seien. Allerdings sei die
FÃ¤higkeit viermal 500m am Tag zu gehen mindestens seit 11/2017 nicht mehr
gegeben.

Mit Bescheid vom 29.06.2018 (Bl. 163 VA) lehnte die Beklagte den Antrag des
KlÃ¤gers daraufhin ab. Die Feststellungen und Behinderungen, die sich aus den
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Krankheiten oder Behinderungen des KlÃ¤gers ergÃ¤ben, fÃ¼hrten nicht zu einem
Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne nÃ¤mlich
noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des
Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig sein. Festgestellt wurde jedoch eine EinschrÃ¤nkung
der WegefÃ¤higkeit. Daher gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger bereits mit
Bescheid vom 25.06.2018 (Bl.Â 113 VA) folgende Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben: Um VorstellungsgesprÃ¤che zur Erlangung eines Arbeitsplatzes zu
erreichen, volle Ã�bernahme der notwendigen Kosten; bei Aufnahme eines
ArbeitsverhÃ¤ltnisses oder BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses oder einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit Erstattung der vollen HÃ¶he notwendiger Fahrtkosten;
Leistungen nach der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung bei BeschÃ¤ftigung oder
selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit (Zuschuss zur Anschaffung eines Kraftfahrzeuges bzw.
falls wirtschaftlicher BefÃ¶rderungskostenzuschuss).

Gegen den Bescheid vom 29.06.2018 erhob der KlÃ¤ger am 16.07.2018
Widerspruch, den die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 29.01.2019 (Bl. 13
SG-Akte) als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckwies. Unter BerÃ¼cksichtigung der
GesundheitsstÃ¶rungen und der daraus resultierenden FunktionseinschrÃ¤nkungen
seien weiterhin noch leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkes
Ã¼berwiegend im Sitzen, ohne BÃ¼cken, zu ebener Erde und ohne Belastung durch
Zugluft sowie NÃ¤sse sechs Stunden und mehr tÃ¤glich zumutbar. Mit Bewilligung/
Zusicherung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben vom 25.06.2018 sei die
MÃ¶glichkeit VorstellungsgesprÃ¤che oder einen mÃ¶glichen Arbeitsplatz zu
erreichen (WegefÃ¤higkeit) rentenrechtlich nicht (mehr) eingeschrÃ¤nkt.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 28.02.2019 Klage zum Sozialgericht (SG) Karlsruhe
erhoben. Aufgrund der festgestellten Behinderungen sei der KlÃ¤ger nicht in der
Lage, ohne Gehhilfen zu gehen und er leide an erheblichen, dauerhaften
Schmerzen. Er sei zudem gehalten, den FuÃ� mÃ¶glichst hÃ¤ufig hochzulegen. Er
sei daher nicht in der Lage, einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen.

Das SG hat zunÃ¤chst die behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige Zeugen
befragt.

Der P1 (Bl. 36 SG-Akte) hat am 11.06.2019 erklÃ¤rt, er halte den KlÃ¤ger fÃ¼r
beruflich belastbar im Rahmen einer fÃ¼nf-Tage-Woche mit mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich. Eine Verschlimmerung/ Besserung oder neue Befunde hÃ¤tten
sich nicht ergeben.
Die S1/ S2 (Bl. 38/39 SG-Akte) haben mit Schreiben vom 04.06.2019 mitgeteilt, dass
es sich beim KlÃ¤ger um eine eigenwillige, incomplainte und komplexe
PersÃ¶nlichkeitsstruktur handle. Sie haben keine LeistungseinschÃ¤tzung des
KlÃ¤gers abgegeben und haben die maÃ�geblichen EinschrÃ¤nkungen auf
orthopÃ¤dischen Fachgebiet gesehen.
Der K1 (Bl. 51 SG-Akte) hat mit Schreiben vom 21.05.2019 bekundet, dass er den
KlÃ¤ger nur einmalig behandelt habe. Er halte ihn aber bei einer leichten
kÃ¶rperlichen TÃ¤tigkeit fÃ¼r sechs Stunden tÃ¤glich und unter der Voraussetzung
einer suffizienten Schmerzbehandlung fÃ¼r voll leistungsfÃ¤hig. Die maÃ�gebliche
EinschrÃ¤nkung sehe er auf orthopÃ¤dischen Fachgebiet.
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Der G1 hat mit Schreiben vom 05.06.2019 (Bl. 52 ff. SG-Akte) erklÃ¤rt, dass er nicht
im Stande sei, die Belastbarkeit des KlÃ¤gers beurteilen zu kÃ¶nnen. Die
EinschrÃ¤nkungen befÃ¤nden sich seiner Meinung nach auf dem Fachgebiet der
OrthopÃ¤die und der Psychiatrie. Es bestehe aufgrund des chronischen
Schmerzzustandes inzwischen ein mittelgradiger depressiver
ErschÃ¶pfungszustand. Auch eine gewisse Arbeitsaversion des KlÃ¤gers kÃ¶nne
bestehen.

Nach Antrag des KlÃ¤gers hat das SG den B1 mit der Erstellung eines Gutachtens
gem. Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) beauftragt. Dieser hat den KlÃ¤ger am
15.07.2020 ambulant untersucht und in seinem Gutachten vom 31.07.2020 (Bl. 114
ff. SG-Akte) folgende Diagnosen gestellt:
1. Medial betonte Gonarthrose rechts, Z.n. Kreuzbandplastik, InstabilitÃ¤t des
vorderen Kreuzbandes
2. Arthrotische VerÃ¤nderungen im Bereich des linken RÃ¼ck- und MittelfuÃ�es mit
Abflachung des FuÃ�lÃ¤ngengewÃ¶lbes und des Talus Cacaneus Winkel
3. Rezidivierend Lumbalgien
B1 hat bekundet, auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet kÃ¶nne der KlÃ¤ger im Rahmen
einer fÃ¼nf-Tage-Woche noch sechs Stunden tÃ¤glich und mehr arbeitstÃ¤tig sein.
Nicht mÃ¶glich seien schwere bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten,
insbesondere im Stehen oder Gehen. Arbeiten in ungÃ¼nstiger KÃ¶rperhaltung,
sowie Treppensteigen, Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten seien ebenfalls nicht
mehr zumutbar. Eine zeitliche EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens sehe er
nicht. Die WegefÃ¤higkeit sei eingeschrÃ¤nkt; insbesondere die LÃ¤nge der
mÃ¶glichen Gehstrecke sei problematisch. Diese sei aktuell sicher geringer als
500m einzuschÃ¤tzen. Nicht nachvollziehbar aus orthopÃ¤discher Sicht sei
allerdings, dass der KlÃ¤ger im Rollstuhl sitze. Auch die Benutzung Ã¶ffentlicher
Verkehrsmittel halte er fÃ¼r zumutbar. Eine (sofortige) Besserung der Symptomatik
sei zu erwarten, wenn die verordneten Hilfsmittel (orthopÃ¤dische Schuhe,
Kniegelenksorthese) konsequent benutzt wÃ¼rden. Auch die vorgeschlagene
Arthrodese des unteren Sprunggelenkes kÃ¶nne eine Besserung bringen. Zur
endgÃ¼ltigen Beurteilung sei sicher eine psychiatrisch/psychosomatische
Beurteilung notwendig.

Der KlÃ¤ger ist dem Gutachten entgegengetreten. Seine gesundheitlichen
EinschrÃ¤nkungen seien nicht ausreichend berÃ¼cksichtigt worden. Schon die
Erhebung des Befundes sei nicht richtig erfolgt. So habe der KlÃ¤ger sich z.B. nicht
selbstÃ¤ndig ausziehen kÃ¶nnen und das Bewegen im Raum sei nur unter
Schmerzen mÃ¶glich gewesen. Auch der Langsitz und das Setzen auf die Liege sei
bei weitem nicht problemfrei mÃ¶glich gewesen. Das Bewegen der HÃ¼fte,
Kniegelenke, Schultern HÃ¤nde und Ellenbogen sei weiter jeweils nur verzÃ¶gert
bzw. unter erheblichen Schmerzen mÃ¶glich gewesen. Dem Gutachten kÃ¶nne also
nicht gefolgt werden, zumal dies auch mit den vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen
und dem Pfleggutachten bewiesen werden kÃ¶nne.

Hierzu hat B1 mit Schreiben vom 26.10.2020 Stellung genommen. Er halte an
seinem Gutachten fest. Insbesondere habe er die vorgelegten Befunde und
Ã¤rztlichen Berichte berÃ¼cksichtigt und gewÃ¼rdigt. Weiterhin habe er in dem
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Gutachten seine Beobachtungen wiedergegeben. Schmerzen und Anstrengung habe
der KlÃ¤ger bei den Ã�bungen nicht geÃ¤uÃ�ert, soweit dies nicht im Gutachten
festgestellt worden sei. Im Ã�brigen habe er wahrgenommene Schmerzen des
KlÃ¤gers entsprechend berÃ¼cksichtigt. 

Das SG hat sodann nach vorheriger AnhÃ¶rung die Klage mit Gerichtsbescheid vom
01.02.2021 abgewiesen. Die nÃ¤her dargelegten Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente lÃ¤gen nicht vor. Nach den
Feststellungen der Kammer verfÃ¼ge der KlÃ¤ger auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt Ã¼ber ein arbeitstÃ¤gliches LeistungsvermÃ¶gen von mindestens
sechs Stunden im Rahmen einer fÃ¼nf Tage Woche. Die bei ihm bestehenden
Erkrankungen fÃ¼hrten nicht zur EinschrÃ¤nkung seines arbeitstÃ¤glichen
quantitativen LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r den allgemeinen Arbeitsmarkt.
Die im Rahmen der gerichtlichen Beweisaufnahme ermittelten
GesundheitsstÃ¶rungen mit Schwerpunkt auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet
schrÃ¤nkten das qualitative LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ein, berÃ¼hrten
aber seine quantitative kÃ¶rperliche und geistige LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r die
Verrichtung leichter TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht. Hierbei
stÃ¼tze sich das Gericht auf die schlÃ¼ssigen AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen B1 und auf die sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen der K1, G1
und P1. Das bereits im Verwaltungsverfahren eingeholte Gutachten der R1 verwerte
die Kammer dabei im Wege des Urkundenbeweises.
Dabei gehe die Kammer von folgenden Leistungsbild aus: Der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch
leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Sitzen ohne groÃ�e
kÃ¶rperliche Belastung ausÃ¼ben, sofern orthopÃ¤disches Schuhwerk getragen
werde. Zu vermeiden seien schwere bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten, insbesondere
im Gehen oder Stehen, Arbeiten in ungÃ¼nstiger KÃ¶rperhaltung sowie
Treppensteigen, Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten.
Soweit der KlÃ¤ger auf dem orthopÃ¤dischen Fachgebiet unter einer
Minderbelastbarkeit des linken Sprunggelenks bei fortgeschrittener Arthrose,
Minderbelastbarkeit des rechten Kniegelenks bei erheblichen
KniebinnenschÃ¤digungen mit Arthrose, Dauerschmerzen in den FÃ¼Ã�en leide,
ergebe sich hieraus zur Ã�berzeugung des Gerichts eine Minderung des
quantitativen LeistungsvermÃ¶gens nicht. Die Aussagen des P1, K1 und des
Gutachters B1 stimmten bezÃ¼glich der LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
Ã¼berein. Insbesondere habe B1 fÃ¼r das Gericht nachvollziehbar dargelegt, dass
eine Minderung des quantitativen LeistungsvermÃ¶gens auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nicht vorliege. Diese EinschÃ¤tzung begrÃ¼nde der Gutachter fÃ¼r
das Gericht nachvollziehbar zunÃ¤chst mit den von ihm erhobenen Befunden im
Rahmen der Untersuchung. So sei der KlÃ¤ger bei der Untersuchung in der Lage
gewesen, sich selbststÃ¤ndig auf die Untersuchungsliege zu legen, sich von dort in
den Langsitz zu begeben und diese Position einzuhalten. Der KlÃ¤ger habe sich
ohne UnterstÃ¼tzung zÃ¼gig aufsetzen und den Nacken- und SchÃ¼rzengriff
durchfÃ¼hren kÃ¶nnen. Die LendenwirbelsÃ¤ule des KlÃ¤gers weise danach eine
normale Beweglichkeit auf. Aus orthopÃ¤discher Sicht sei es nach den Befunden
nicht notwendig, dass der KlÃ¤ger dauerhaft in seinem Rollstuhl sitze. Eine
Milderung der EinschrÃ¤nkungen im Bereich des FuÃ�es kÃ¶nnte durch das Tragen
der orthopÃ¤dischen Schuhe verschaffen werden, da diese eine ausreichende
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Stabilisierung des RÃ¼ckfuÃ�es ermÃ¶glichen wÃ¼rden. Diese Schuhe wÃ¼rden
vom KlÃ¤ger jedoch nicht getragen, wie auch P1 angemerkt habe. Diese
getroffenen Feststellungen seien fÃ¼r das Gericht logisch, ohne VerstÃ¶Ã�e gegen
die Denkgesetze dargestellt und an der Sachkunde des Gutachters habe das Gericht
aufgrund der langen Berufserfahrung als Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die keine Zweifel.
Die von dem KlÃ¤ger gegen das Gutachten eingebrachten EinwÃ¤nde
Ã¼berzeugten nicht. Der Gutachter habe objektive Beobachtungen festgehalten
und gewÃ¼rdigt. Unerheblich sei es insoweit, wenn der KlÃ¤ger nachtrÃ¤glich
vortrage, er habe Schmerzen bei den einzelnen UntersuchungsÃ¼bungen gehabt.
Der Gutachter habe ebenso die vorgelegten Ã¤rztlichen Befunde und Aussagen der
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen berÃ¼cksichtigt. An das Gutachten des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) vom 20.05.2020 zur
Feststellung der PflegebedÃ¼rftigkeit sei das Gericht nicht gebunden. Im Rahmen
der Begutachtung durch den MDK sei die PflegebedÃ¼rftigkeit festzustellen, welche
nicht in einem direkten Zusammenhang mit der LeistungsfÃ¤higkeit stÃ¼nde. An
der gerichtlichen EinschÃ¤tzung zur LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers vermÃ¶ge
auch der Verweis des KlÃ¤gers auf das sozialmedizinische Gutachten des F1 fÃ¼r
die Agentur fÃ¼r Arbeit vom 24.07.2019 nichts Ã¤ndern. Er stÃ¼tzte sich dabei
maÃ�geblich auf die von R1 in Zweifel gezogene WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers.
Eigene relevante Befunde, die Ã¼ber die von der Gutachterin R1 erhobenen,
ausschlieÃ�lich orthopÃ¤dische Befunde hinausgehen wÃ¼rden, habe F1 dagegen
nicht erhoben.
Die von der R1 festgestellte WegeunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers begrÃ¼nde hier
ausnahmsweise keinen Rentenanspruch. Eine gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigung,
die es dem Versicherten nicht erlaube eine Arbeitsstelle aufzusuchen, stelle zwar
grundsÃ¤tzlich eine derart schwere LeistungseinschrÃ¤nkung dar, dass der
Arbeitsmarkt trotz eines vorhandenen vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens als
verschlossen anzusehen sei (BSG, Beschluss vom 19.121996, â�� GS 2/95 â��
juris). Die dadurch entstehende WegeunfÃ¤higkeit kÃ¶nne aber durch die
DurchfÃ¼hrung einer vom VersicherungstrÃ¤ger bewilligten Leistung zur Teilhabe
am Arbeitsleben beseitigt werden, was hier durch den Bescheid vom 25.06.2018
und die darin bewilligten Leistungen (Fahrtkosten, Kraftfahrzeugbeihilfe) erfolgt sei.
Das Gericht sei schlieÃ�lich auch unter BerÃ¼cksichtigung der obigen
AusfÃ¼hrungen nicht gehalten, gemÃ¤Ã� dem zum Schluss vorgebrachten nicht
sachdienlichen klÃ¤gerischen Begehren einen Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung anzuberaumen und zu diesem Termin den SachverstÃ¤ndigen B1 zu
laden. GemÃ¤Ã� Â§ 103 SGG erforsche das Gericht den Sachverhalt von Amts
wegen und sei an das Vorbringen und die BeweisantrÃ¤ge der Beteiligten nicht
gebunden. Der hier gestellte Antrag erfÃ¼lle nicht die Anforderungen an einen
ordnungsgemÃ¤Ã� gestellten Beweisantrag. Die AusÃ¼bung des Fragerechts setze
vielmehr eine hinreichend konkrete Bezeichnung der noch
erlÃ¤uterungsbedÃ¼rftigen Punkte voraus.

Gegen den seinem BevollmÃ¤chtigten am 08.02.2021 gegen Empfangsbekenntnis
zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 17.02.2021 Berufung zum
Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg erheben lassen und sein Begehren
weiter verfolgt. Dem Gutachten von B1 sei, wie bereits in erster Instanz
ausgefÃ¼hrt, nicht zu folgen. Die beim KlÃ¤ger vorliegende Erwerbsminderung
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ergebe sich zudem aus dem Gutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenkassen zum Pflegegrad sowie der gutachterlichen Stellungnahme von F1,
die fÃ¼r die Arbeitsagentur erstellt worden sei, und wonach nur noch ein
LeistungsvermÃ¶gen von unter drei Stunden tÃ¤glich gegeben sei. Es ist zudem ein
Attest der behandelnden W1 (orthopÃ¤dische Praxis B2) vom 05.01.2021 (Bl. 48
LSG-Akte) vorgelegt worden, die darin eine erhebliche EinschrÃ¤nkung der
GehfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im Sinne einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung
bescheinigte. Der KlÃ¤ger sei permanent auf einen Rollstuhl angewiesen. Lediglich
ganz kurze Gehstrecken von einigen Metern kÃ¶nne er mit einer Gehhilfe wie
Rollator eigenstÃ¤ndig zurÃ¼cklegen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Karlsruhe vom 1.
Februar 2021 und den Be- scheid der Beklagten vom 29. Juni 2018 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom Â Â Â Â Â Â Â Â  29. Januar 2019 aufzuheben und
die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger ab 23. Feb-Â Â Â Â Â Â Â Â Â  ruar 2018
Rente wegen voller Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angegriffenen Bescheide weiterhin fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Die ehemalige Berichterstatterin hat mit den Beteiligten am 13.08.2021 einen
Termin zur ErÃ¶rterung des Sachverhaltes durchgefÃ¼hrt. Auf Nachfrage hat der
KlÃ¤ger hier angegeben, dass bei ihm hauptsÃ¤chlich neurologische Probleme und
orthopÃ¤dische Probleme bestÃ¼nden. Der Beklagtenvertreter hat auf Nachfrage
mitgeteilt, dass aufgrund der PflegetÃ¤tigkeit die besonderen
Versicherungsrechtlichen Voraussetzungen weiterhin gegeben seien. Der Beklagten
ist zudem aufgegeben worden, weitere AusfÃ¼hrungen dazu zu machen, wie die
fehlende WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers Ã¼berwunden werden kÃ¶nne, sodass diese
als Voraussetzung fÃ¼r eine RentengewÃ¤hrung entfÃ¤llt. Wegen der weiteren
Einzelheiten wird auf die Sitzungsniederschrift Bezug genommen.

Die Beklagte hat daraufhin mit Schreiben vom 02.11.2021 mitteilen lassen, dass
sich die bereits erteilte Zusage der Beklagten nicht auf die GewÃ¤hrung eines
Zuschusses zur Anschaffung eines Kraftfahrzeugs beschrÃ¤nke. Vielmehr ergebe
sich schon aus dem Bescheid vom 25.06.2018, dass auch ein
BefÃ¶rderungskostenzuschuss bewilligt worden sei. Diese wÃ¼rden danach nach
Aufnahme eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses die Fahrtkosten so lange pauschal
in voller HÃ¶he Ã¼bernommen werden, bis die Entscheidung Ã¼ber Leistungen
nach der Kraftfahrzeughilfeverordnung unter BerÃ¼cksichtigung der konkreten
MÃ¶glichkeiten des KlÃ¤gers, den neuen Arbeitsplatz zu erreichen, umgesetzt
seien.

Es ist zudem weiter Beweis erhoben worden, zunÃ¤chst durch die Einholung einer
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sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage beim behandelnden B2. Dieser hat mit
Schreiben vom 24.11.2021 erklÃ¤rt, dass die postinfektiÃ¶se Gonarthrose rechts
kombiniert mit der deutlichen Arthrose im linken oberen und unteren Sprunggelenk
eine berufliche TÃ¤tigkeit insgesamt nur sehr eingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich mache.
Schon allein die Wege von und zur Arbeit kÃ¶nnten nicht allzu groÃ� sein. Eine
gehende oder stehende TÃ¤tigkeit sei wohl nicht machbar, auch das Tragen von
Lasten sei kaum mÃ¶glich. Eine sitzende TÃ¤tigkeit ohne grÃ¶Ã�ere kÃ¶rperliche
Belastung und mit der MÃ¶glichkeit, eines zwischenzeitlichen Haltungswechsels
erscheine, zumindest in Teilzeit, machbar. Eine vollschichtige TÃ¤tigkeit sei nicht
mehr mÃ¶glich, nur noch eine leichte TÃ¤tigkeit im Rahmen von unter 3h tÃ¤glich
sei mÃ¶glich, wenn der Transfer zum Arbeitsplatz und zurÃ¼ck gewÃ¤hrleistet wird.

Die Beklagte hat auf Grundlage einer Sozialmedizinischen Stellungnahme vom
19.01.2022 von S3 mitgeteilt, dass man an der bisherigen LeistungseinschÃ¤tzung
festhalte. Neue medizinische Erkenntnisse ergÃ¤ben sich aus der
sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft des behandelnden Unfallchirurgen und
OrthopÃ¤den nicht. Hinsichtlich der mitgeteilten BewegungsausmaÃ�e im Bereich
des rechten Kniegelenks und linken Sprunggelenks lÃ¤gen keine wesentlichen
Abweichungen zu den Befunden im orthopÃ¤dischen Gutachten von B1 vor, so dass
das von dem B2 auf unter drei Stunden eingeschÃ¤tzte LeistungsvermÃ¶gen nicht
plausibel sei. Die vom KlÃ¤ger geltend gemachte eingeschrÃ¤nkte GehfÃ¤higkeit
werde weiterhin sozialmedizinisch nicht angezweifelt. Leistungen zur Teilhabe bei
eingeschrÃ¤nkter WegefÃ¤higkeit des Versicherten seien bereits mit Bescheid vom
25.06.2018 bewilligt.

Der Senat hat sodann ein Gutachten von Amts wegen bei dem R2 der R3 Kliniken
S4, eingeholt. Dieser hat den KlÃ¤ger am 21.04.2022 ambulant untersucht und in
seinem Gutachten vom 14.09.2022 (Bl. 120 ff. LSG-Akte) folgende Diagnosen
gestellt: eine gegenwÃ¤rtig mittelschwere depressive StÃ¶rung und eine
anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung. Der Gutachter hat Ã¼ber die Erhebung
des Befundes wie folgt ausgefÃ¼hrt: Der KlÃ¤ger sei pÃ¼nktlich und korrekt
gekleidet zum Untersuchungstermin erschienen. Das Aus- und das Ankleiden sei
verlangsamt erfolgt und von SchmerzÃ¤uÃ�erungen begleitet gewesen. Die
Muskeleigenreflexe seien an den Armen und Beinen seitengleich mittellebhaft
auslÃ¶sbar. Pathologische Reflexe aus der Babinski-Gruppe seien nicht gegeben
gewesen. Bei der GangprÃ¼fung im Untersuchungszimmer sei der KlÃ¤ger in der
Lage gewesen, selbststÃ¤ndig aufzustehen und fÃ¼r fÃ¼nf bis zehn Meter im
Untersuchungsraum umherzugehen. Dabei habe das Gangbild schwerfÃ¤llig und
schmerzgeplagt gewirkt. Der Zehen-, der Hacken-, der SeiltÃ¤nzer- und der
Blindgang seien nicht durchfÃ¼hrbar gewesen. WÃ¤hrend der Exploration habe der
KlÃ¤ger offen, gesellig und anfangs konzentriert gewirkt. Auf an ihn gerichtete
Fragen habe er prompt und bereitwillig Auskunft gegeben. Im Verlauf der
mehrstÃ¼ndigen Begutachtung sei es aber nach drei Stunden zu einem deutlichen
Nachlassen der Konzentriertheit und der Aufmerksamkeit gekommen. Die
Antriebslage habe zunÃ¤chst leichtgradig und nach drei Stunden mittelgradig
gestÃ¶rt gewirkt. Hinweise fÃ¼r eine Ã¤uÃ�erlich erkennbare, innere Unruhe
hÃ¤tten sich nicht gefunden. Hinsichtlich der Stimmungslage habe der KlÃ¤ger
durchgehend depressiv gewirkt. Beim Besprechen angenehmer Themen sei es nur
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verzÃ¶gert zu einer Stimmungsaufhellung gekommen. Die affektive
ModulationsfÃ¤higkeit sei mittelgradig eingeschrÃ¤nkt gewesen. Die
Auffassungsgabe, die KonzentrationsfÃ¤higkeit und die Aufmerksamkeitsdauer
seien zunÃ¤chst leichtgradig und nach drei Stunden mittelgradig gestÃ¶rt gewesen.
Zum Tagesablauf und zur Wohnsituation befragt, hat der KlÃ¤ger beim Gutachter
angegeben, dass er in einer 80 Quadratmeter groÃ�en Eigentumswohnung lebe, die
sich im Erdgeschoss befinde und die er von seiner im Jahr 2018 verstorbenen,
damals 78 Jahre alten Mutter, geerbt habe. Zuvor habe er mit seiner Mutter zehn
Jahre lang in der Wohnung gelebt und diese gepflegt. Vor dem Haus gebe es eine
Rampe, die er mit seinem E-Rollstuhl benutzen kÃ¶nne. Im Haus sei der Eingang zur
Wohnung ebenerdig. Vor dem Haus gebe es zwei Stufen. Sein Vater sei 84 Jahre alt
und wohne in einer Entfernung von 500 Metern. Auch gebe es einen Bruder, der den
KlÃ¤ger einmal innerhalb von zwei Wochen einen Besuch abstatte und sich um das
WÃ¤schemachen bzw. das BÃ¼geln kÃ¼mmere. Auch das Einkaufen
Ã¼bernÃ¤hmen Vater und Bruder. Auf die KÃ¶rperhygiene angesprochen, habe der
KlÃ¤ger erklÃ¤rt, dass er tÃ¤glich in der Badewanne dusche und dabei der
UnterstÃ¼tzung von Nachbarn oder Freunden bedÃ¼rfe, die er zuvor telefonisch
anfordere. Urlaube, Restaurant-, Kino- oder Theaterbesuche habe er schon
jahrelang nicht mehr gemacht. In einem Verein sei er nicht. Zum weiteren
Tagesablauf habe der KlÃ¤ger erklÃ¤rt, dass er vom Vater gegen 8:00 Uhr
aufgesucht werde, der zuvor das FrÃ¼hstÃ¼ck bei einem nahegelegenen BÃ¤cker
eingekauft habe. Das vom Vater gekochte Mittagessen nehme er zwischen 12:00
Uhr 13:00 Uhr ein. Abends gebe es eine kalte Mahlzeit. Hinsichtlich der
HaushaltstÃ¤tigkeiten gibt der KlÃ¤ger an, dass das Geschirr vom Vater oder von
Freunden von Hand gespÃ¼lt werde. Nur gelegentlich helfe er selbst beim Reinigen
des Geschirrs, kÃ¶nne dann aber nicht lÃ¤nger als zehn Minuten stehen. Das
Staubsaugen werde vom Bruder Ã¼bernommen. Die Waschmaschine sei im
Kellergeschoss untergebracht. Der Vater kÃ¼mmere sich um das WÃ¤schemachen.
Drei- bis viermal pro Monat Ã¼bernachte der KlÃ¤ger bei einem Freund, der in W2
lebe, der ihn von zuhause abhole und bekoche. Der KlÃ¤ger habe angegeben, dass
er den FÃ¼hrerschein besitze, zuletzt aber im Jahr 2017 am Steuer gesessen sei.
Sein Auto habe er inzwischen verkauft. Ab und zu unternehme er SpaziergÃ¤nge,
dabei nutze er aber zumeist den Rollstuhl und lege nur einige Meter mit den
UnterarmgehstÃ¼tzen zurÃ¼ck. Fahrrad sei er zuletzt im Jahr 2018 gefahren. Zum
Schwimmen sei er letztmals 2014 gewesen.
Der Gutachter kommt daraufhin in seinem Gutachten zu dem Ergebnis, dass es
ohne unmittelbare GefÃ¤hrdung der Gesundheit dem KlÃ¤ger aus neurologisch-
psychiatrisch-schmerzmedizinischer Sicht nur noch mÃ¶glich sei, leichte bis
mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten ohne Akkord- oder FlieÃ�bandtÃ¤tigkeiten
auszufÃ¼hren. Er solle aber keine Lasten mehr mit einem Gewicht von mehr als 10
Kilogramm heben bzw. tragen. Die genannten TÃ¤tigkeiten sollten vorzugsweise im
Wechsel zwischen Gehen, Stehen und Sitzen ausgefÃ¼hrt werden.
Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule, wie dies zum Beispiel beim BÃ¼cken oder bei
knienden TÃ¤tigkeiten der Fall ist, sollten vermieden werden. Arbeiten auf Leitern
oder auf GerÃ¼sten seien angesichts der Schmerzsymptomatik nicht mehr
leidensgerecht. Treppensteigen sei jedoch noch zumutbar. Arbeiten unter der
Exposition von KÃ¤lte, WÃ¤rme, Staub, Gasen, DÃ¤mpfen oder NÃ¤sse sollten
vermieden werden, wÃ¤hrend TÃ¤tigkeiten im Freien unter gÃ¼nstigen
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Witterungsbedingungen nicht grundsÃ¤tzlich auszuschlieÃ�en seien. Nicht mehr
mÃ¶glich seien Nachschichtarbeiten. Ebenso seien Arbeiten mit Publikumsverkehr
wegen des durchgehend depressiven Stimmungsbildes nur noch gelegentlich
zumutbar. Eine erhÃ¶hte oder hohe Anforderung an die psychische
LeistungsfÃ¤higkeit, wie dies zum Beispiel beim Anleiten oder beim Beaufsichtigen
mehrerer Personen bzw. beim Ã�berwachen komplexer oder laufender Maschinen
der Fall sei, kÃ¶nne dem Probanden aufgrund der vorzeitigen ErschÃ¶pfbarkeit der
kognitiven Funktionen nicht mehr abverlangt werden.
Wegen der oben beschriebenen, durchgehenden depressiven Stimmungslage und
aufgrund der vorzeitigen ErschÃ¶pfbarkeit der kognitiven Funktionen sei der
KlÃ¤ger nicht mehr in der Lage, ohne unmittelbare GefÃ¤hrdung der Gesundheit
leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sechs Stunden und mehr an
fÃ¼nf Tagen in der Woche auszuÃ¼ben. Vielmehr kÃ¶nne es dem KlÃ¤ger zum
aktuellen Zeitpunkt nur noch zugemutet werden, drei bis unter sechs Stunden, am
ehesten vier Stunden, pro Tag leichte TÃ¤tigkeiten zu verrichten. Diese
EinschÃ¤tzung gelte auch, wenn durch geeignete MaÃ�nahmen sichergestellt
werde, dass der KlÃ¤ger seinen Arbeitsplatz erreichen kÃ¶nne. Die oben genannten
GesundheitsstÃ¶rungen bedingten ebenso BeschrÃ¤nkungen des Arbeitsweges. So
liege eine mittelschwere, algophobe GangstÃ¶rung vor, die es dem KlÃ¤ger
unmÃ¶glich mache, mehr als nur wenige Schritte zu gehen. Zur Behebung der
EinschrÃ¤nkungen der WegefÃ¤higkeit sei eine stationÃ¤re Rehabilitation in einer
Einrichtung, in der Neurologen, Schmerzmediziner, Psychiater, Psychotherapeuten,
OrthopÃ¤den und Physiotherapeuten zusammenarbeiten, sinnvoll. Dabei sei der
Einsatz schmerzdistanzierender und antidepressiver Psychopharmaka zu
empfehlen. DarÃ¼ber hinaus sollte ein GerÃ¤te-gestÃ¼tztes Gehtraining erfolgen.
In Kenntnis der mangelnden Fahrpraxis (siehe Tagesablauf und AlltagsaktivitÃ¤ten)
kÃ¶nne es dem KlÃ¤ger zum gegenwÃ¤rtigen Zeitpunkt nicht zugemutet werden,
einen PKW zu fÃ¼hren. Sollten die oben genannten MaÃ�nahmen nicht zu einer
Restitution der GehfÃ¤higkeit fÃ¼hren, so bestehe die MÃ¶glichkeit fÃ¼r den
KlÃ¤ger, ein Rollstuhltraining zu absolvieren, um die Wegstrecke zu einem
Arbeitsplatz zu Ã¼berwinden.
Es sei davon auszugehen, dass die jetzt anzutreffende mittelschwere Depression
und die daraus resultierenden FunktionseinschrÃ¤nkungen seit Anfang des Jahres
2021 vorhanden seien. Da bisher keine psychiatrische Therapie stattgefunden habe,
sei davon auszugehen, dass es unter dem Einsatz einer antidepressiven Medikation
und einer stationÃ¤ren Therapie innerhalb von einem Jahr zu einer so nachhaltigen
Besserung kommen kÃ¶nne, als dass die oben genannten quantitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen voraussichtlich wegfallen wÃ¼rden und der KlÃ¤ger
wieder in der Lage sein werde, sechs Stunden und mehr pro Tag zu arbeiten.

Mit Schreiben vom 06.10.2022 (Bl. 170 SG-Akte) hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, dass
im Gutachten des R2 nicht sein wahrer Gesundheitszustand wiedergegeben worden
sei. Durch die massiven EinschrÃ¤nkungen der sehr schmerzhaften
orthopÃ¤dischen Erkrankungen (Arthrose beider Sprunggelenke, Lendenwirbel,
Kreuzbandruptur rechts mit nicht vollstÃ¤ndig ausgeheilter Sepsis mit
Knochendefizit und Vernarbungen der Haut mit schmerzhaften Missempfindungen)
sei eine ArbeitsfÃ¤higkeit weder durch therapeutische noch durch operative
Eingriffe auch nur ansatzweise wiederherzustellen. Selbst eine sitzende TÃ¤tigkeit
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sei nur unter unzumutbaren groÃ�en Schmerzen durchfÃ¼hrbar.

Die Beklagte ist unter Bezugnahme auf eine sozialmedizinische Stellungnahme von
N1 vom 07.10.2022 (Bl. 179 ff. LSG-Akte) sowie von S5 vom 08.12.2022 (Bl. 185 f.
LSG-Akte) der LeistungseinschÃ¤tzung von R2 entgegengetreten.

N1 hat ausgefÃ¼hrt, dass eine psychische Erkrankung wesentlichen AusmaÃ�es
Ã¼ber Jahre hin zu keinem Zeitpunkt dokumentiert worden sei. R2 weise daher
auch darauf hin, dass eine nicht besonders schwer ausgeprÃ¤gte DepressivitÃ¤t nur
â��aktuellâ��, also nur ganz punktuell zum Gutachtenszeitpunkt vorhanden
gewesen sei, wÃ¤hrend es nachvollziehbare Belege fÃ¼r einen derartigen Zustand
zuvor (und vielleicht aber auch danach) nicht gegeben habe, sodass somit ein
gemindertes quantitatives LeistungsvermÃ¶gen nicht mit der zu fordernden
Sicherheit nachzuvollziehen sei.
Bislang seien noch nicht einmal irgendwelche Befunde, sei es ambulanter oder
stationÃ¤rer Art, vorhanden, die Ã¼ber psychotherapeutische BemÃ¼hungen,
ambulante nervenÃ¤rztliche oder psychiatrische Interventionen oder gar
stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahmen, vielleicht sogar akut stationÃ¤re
psychiatrische Behandlungen berichten wÃ¼rden. Vorliegend sei weiter noch nicht
einmal in der BerufungsbegrÃ¼ndung weder vom KlÃ¤ger selbst noch von seinem
Rechtsvertreter irgendeine wie auch immer geartete psychische Erkrankung
begrÃ¼ndend ins Feld gefÃ¼hrt worden.
Der punktuelle Eindruck einer nicht besonders schwer ausgeprÃ¤gten
DepressivitÃ¤t, die R2 mitgeteilt habe, lasse sich noch nicht einmal aus dem
â��aktuellen Beschwerdebildâ�� des KlÃ¤gers ableiten. Hier werde vieles Ã¼ber
kÃ¶rpernahe Beschwerden wie Magenbeschwerden, Appetitlosigkeit, Schwindel,
Stuhlverstopfungen, â��Schwarz werdenâ�� vor den Augen, verschiedenste
orthopÃ¤dische Schmerzen und anderes mehr erzÃ¤hlt, aber gar nichts Ã¼ber eine
psychische Erkrankung. Es sei nicht plausibel, dass eine psychiatrische Diagnose
gestellt werde, wenn der KlÃ¤ger Ã¼berhaupt keine Beschwerden auf
fachpsychiatrischen Gebiet habe. Wie zu erwarten, sei noch nicht einmal eine
Psychopharmakotherapie, eine Psychotherapie, aber auch nicht eine multimodale
Schmerztherapie nachvollziehbar befundet, was darauf hinweise, dass der KlÃ¤ger
gar nicht so schwer krank sein kÃ¶nne, wie das Gutachten von R2 ohne
nachvollziehbare Belege behaupte.
Widme man sich den mitgeteilten Befunden, so falle auf, dass auch hier erhebliche
Diskrepanzen zu bemerken seien, die als in sich widersprÃ¼chlich zu bezeichnen
seien. Der mitgeteilte psychopathologische Befund erfÃ¼llte noch nicht einmal die
Kriterien einer wenigstens leichten depressiven Episode. Massive Diskrepanzen
fÃ¤nden sich allerdings in der SelbsteinschÃ¤tzung des KlÃ¤gers hinsichtlich der
Depressionsschwere, die sich weder im psychopathologischen Befund noch in der
inhaltsleeren Anamnese diesbezÃ¼glich abbildeten. Dementsprechend fehle auch
eine Beschwerdevalidierung, wÃ¤hrend die fachlichen Fehler sich auch fortsetzten,
wenn die Behauptung aufgestellt werde, dass im MVVT-B â��keine Hinweise auf
eine bewusste Aggravation oder Simulation im Rahmen der
Beschwerdevalidierungâ�� vorliegen wÃ¼rden. Es handele sich hier nicht um eine
Beschwerdevalidierung, weil dieses Verfahren nicht dazu geeignet sei, eine
Beschwerdevalidierung vorzunehmen.
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Der mitgeteilte Tagesablauf erbringe einen von jeglichen Verpflichtungen
entbundenen Menschen, der HaushaltsaktivitÃ¤ten an seine Umgebung delegiert
habe, wÃ¤hrend nicht so recht klar werde, was der KlÃ¤ger so die ganze Zeit
unternÃ¤hme oder nicht, jedoch bestehe eine gute psychosoziale Integration mit
Kontakt zu AngehÃ¶rigen, SpaziergÃ¤ngen und gemeinsamen Feierlichkeiten, was
den Eindruck erwecke, dass hier keine wesentliche EinschrÃ¤nkung der
GenussfÃ¤higkeit zu erwarten sei.
Insofern sollte in erster Linie die somatisch orientierte Darstellung des vorliegenden
nervenfachÃ¤rztlichen Gutachtens auch aus der somatischen Perspektive (z. B.
chirurgisch) bewertet werden, da auf rein fachpsychiatrischen Gebiet die
psychiatrisch dargestellten Inhalte einschlieÃ�lich der sozialmedizinischen
Schlussfolgerungen nicht nachvollzogen werden kÃ¶nnten.
S5 hat in seiner Stellungnahme angegeben, dass eine erhebliche Diskrepanz der
Angabe des Gutachters zur ohnehin nur geringen Medikamenteneinnahme und die
nachfolgenden Serumspiegel vorliege. Der KlÃ¤ger sei auch in der Lage gewesen,
ein exzellentes Hilfesystem um sich herum zu organisieren mit Vater, aber auch
Freunden, wo er Ã¼bernachten kÃ¶nne, die ihm beim Duschen regelhaft zur Hilfe
kÃ¤men, ebenso immer dann wenn er Transfers benÃ¶tige. Dies erfordere genauso
wie die eigenstÃ¤ndige Vertretung im Rechtsverfahren ja durchaus einen
erheblichen Antrieb und kÃ¶nne schwer mit dem Postulat einer mittelschweren
depressiven Episode zusammen gebracht werden. Betrachte man weiter die
tatsÃ¤chlich vorhandenen somatischen Erkrankungen und die dadurch bedingen
EinschrÃ¤nkungen so habe schon B1 festgestellt, dass letztlich nichts Gravierendes
vorliege. Es bestÃ¼nden lediglich somatische Beschwerden und diese belegten
eben nur eine geringe EinschrÃ¤nkung, denen durch qualitative EinschrÃ¤nkungen
bzgl. Arbeitsschwere und Arbeitsart hinreichend Rechnungen getragen werden
kÃ¶nne. Daher gebe es weiterhin seitens der somatischen Erkrankungen definitiv
keinen Grund das quantitative LeistungsvermÃ¶gen auch nur ansatzweise
einzuschrÃ¤nken soweit die genannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen eingehalten
werden kÃ¶nnten.

R2 hat in einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 14.04.2023 (Bl. 203 ff. LSG-Akte)
zu den Einwendungen der Beklagten ausgefÃ¼hrt, dass richtig sei, dass in den
bisherigen Unterlagen keine psychische Erkrankung dokumentiert sei. Dies sei
richtig, allerdings habe sich eben mittlerweile eine mittelschwere Depression mit
einer vorzeitigen ErschÃ¶pfbarkeit der kognitiven Funktionen, des Antriebs und des
formalen Denktempos entwickelt.
N1 schreibe weiter, dass sich der â��punktuelle Eindruck einer nicht besonders
schwer ausgeprÃ¤gten DepressivitÃ¤t noch nicht einmal aus dem aktuellen
Beschwerdebildâ�� ableiten lasse und hier im wesentlichen kÃ¶rpernahe
Beschwerden wie Magenbeschwerden, Appetitlosigkeit, Schwindel,
Stuhlverstopfungen, Schwarzwerden vor den Augen, verschiedenste orthopÃ¤dische
Schmerzen und anderes mehr, aber vom KlÃ¤ger keine Beschwerden auf
psychiatrischem Fachgebiet geschildert worden seien. Hierzu sei anzumerken, dass
gerade bei sogenannten â��somatisierten Depressionenâ�� psychische
Beschwerden von dem Betroffenen in Form kÃ¶rperlicher Symptome ausgedrÃ¼ckt
wÃ¼rden. Der Umstand, dass der KlÃ¤ger nicht eine psychische Erkrankung als
Ursache seiner kÃ¶rperlichen Beschwerden erkenne, sei kein Argument gegen das
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Vorhandensein einer psychiatrischen Diagnose, sondern eher typisch fÃ¼r eine
â��Somatisierungâ��.
Soweit N1 weiter bemÃ¤ngle, dass â��nicht einmal eine Psychopharmakotherapie,
eine Psychotherapie oder eine multimodale Schmerztherapieâ�� durchgefÃ¼hrt
worden seien, was darauf hinweise, dass â��der Versicherte gar nicht so schwer
krankâ�� sei, sei anzumerken, dass das vorliegende psychiatrische Krankheitsbild
erst vor kurzem in einem relevanten AusprÃ¤gungsgrad entstanden sei und somit
noch keine fachspezifische Behandlung habe erfolgen kÃ¶nnen. Er selbst habe
hierzu ausgefÃ¼hrt, dass davon auszugehen sei, dass es unter dem Einsatz einer
antidepressiven Medikation und einer stationÃ¤ren Therapie innerhalb von einem
Jahr zu einer so nachhaltigen Besserung kommen werde, als dass die festgestellten
quantitativen beruflichen LeistungseinschrÃ¤nkungen voraussichtlich wegfallen
kÃ¶nnten und der KlÃ¤ger dann wieder in der Lage sein werde, sechs Stunden und
mehr pro Tag zu arbeiten. EinschrÃ¤nkend sei allerdings zu ergÃ¤nzen, dass die
anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung und die degenerativen
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen dazu geeignet seien, die diagnostizierte
mittelschwere Depression Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum aufrecht zu erhalten.
Soweit weiter kritisiert werde, dass der mitgeteilte psychopathologische Befund
â��noch nicht einmal die Kriterien einer wenigstens leichten depressiven
Episodeâ�� erfÃ¼llten, werde Ã¼bersehen, dass in dem erhobenen Befund ein
durchgehend depressives Stimmungsbild, eine mittelgradige EinschrÃ¤nkung der
affektiven ModulationsfÃ¤higkeit und eine mittelgradige StÃ¶rung der
Auffassungsgabe, der KonzentrationsfÃ¤higkeit, der Aufmerksamkeitsdauer, des
Antriebs und des Denktempos beschrieben wÃ¼rden. Jene Symptome seien sehr
charakteristisch fÃ¼r eine mittelschwere Depression und erfÃ¼llten die
definitionsgemÃ¤Ã�en Kriterien. Sofern darÃ¼ber hinaus bemÃ¤ngelt werde, dass
keine Beschwerdevalidierungstests eingesetzt worden seien, sei dies falsch. Bei den
verwendeten Tests in Form des MVVT und des KAI handle es sich sehr wohl um
Beschwerdevalidierungsinstrumente, deren Vorteil darin liege, dass sie verdeckt
eingesetzt werden kÃ¶nnten. In der Tat bestehe allerdings die schwierigste Aufgabe
eines neurologisch-psychiatrisch-schmerzmedizinischen Gutachters in der
Beurteilung einer fraglichen Simulation beziehungsweise der objektiven
psychischen LeistungsfÃ¤higkeit. N1 habe zudem kritisiert, dass er die
diagnostizierte â��anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung nicht
nachvollziehenâ�� kÃ¶nne, da es nur wenige â��somatische Befundeâ�� gebe.
Dem sei entgegenzuhalten, dass es sich bei der anhaltenden somatoformen
SchmerzstÃ¶rung um eine psychiatrische und nicht um eine somatische Diagnose
handele, und deren Symptome beim KlÃ¤ger vorlÃ¤gen. Hinsichtlich der
Stellungnahme von S5 sei anzumerken, dass diese gut nachvollzogen werden
kÃ¶nne. Er habe aber die festgestellte quantitative berufliche Leistungsminderung
auch nicht durch kÃ¶rperliche, sondern durch psychiatrische Krankheitsbilder
verursacht angesehen. AbschlieÃ�end wolle er noch in Anspruch nehmen, in seinem
Gutachten sorgfÃ¤ltig vorgegangen zu sein sowie die relevanten medizinischen
Vorbefunde beachtet und seine EinschÃ¤tzung der LeistungsfÃ¤higkeit
nachvollziehbar begrÃ¼ndet zu haben.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten erster und zweiter
Instanz, sowie die beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten Bezug
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genommen. â��

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung des KlÃ¤gers hat im tenorierten Umfang Erfolg.

Die gem. Â§Â§ 143, 144 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte Berufung ist
zulÃ¤ssig; sie ist unter Beachtung der maÃ�geblichen Form- und Fristvorschriften
(Â§ 151 Abs. 1 SGG) eingelegt worden.

Die Berufung ist auch im tenorierten Umfang begrÃ¼ndet. Das SG hat zu Unrecht
die Klage in vollem Umfang abgewiesen. Der Bescheid vom 29.06.2018 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 29.01.2019 ist rechtswidrig und verletzt
den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Er hat ab dem 01.11.2022 bis zum 30.09.2024
einen Anspruch auf eine Rente wegen voller Erwerbsminderung, da sein
LeistungsvermÃ¶gen (zumindest) ab dem Zeitpunkt der ambulanten Untersuchung
bei R2 (21.04.2022) auf unter sechs Stunden herabgesunken ist und zum Eintritt
des Versicherungsfalls auch die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt
sind.

Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung haben Versicherte bis zum
Erreichen der Regelaltersgrenze, wenn sie voll erwerbsgemindert sind, in den
letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckgelegt und vor
Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (s. hierzu 
Â§Â 43 Abs.Â 2 SatzÂ 1 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch [SGBÂ VI]). Voll
erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein (Â§Â 43 Abs.Â 2 SatzÂ 2 SGBÂ VI).
Â 
Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung haben Versicherte bis zum
Erreichen der Regelaltersgrenze, wenn sie teilweise erwerbsgemindert sind, in den
letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckgelegt und vor
Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (s. hierzu 
Â§Â 43 Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGBÂ VI). Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§Â 43 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGBÂ VI).

Eine volle Erwerbsminderung liegt nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) auch dann vor, wenn der Versicherte tÃ¤glich
mindestens drei bis unter sechs Stunden erwerbstÃ¤tig sein kann,
derÂ TeilzeitarbeitsmarktÂ aberÂ verschlossenÂ ist (GÃ¼rtner in KassKomm, Stand
114.Â EL Mai 2021, SGB VI, Â§Â 43 Rn. 58 und 30 ff.). Nach der vom BSG
entwickelten Rechtsprechung zur â��konkreten Betrachtungsweiseâ�� ist von
einem verschlossenen Teilzeitarbeitsmarkt auszugehen, wenn die Versicherte nur
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noch drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich arbeiten kann und arbeitslos ist bzw.
keine TÃ¤tigkeit ausÃ¼bt (LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 14.01.2010Â â�� L 3 RJ
139/04Â -, juris, Rn. 64 â�� 66 mit Verweis auf BSGE 43, 75 f).

DarÃ¼ber hinaus ist nach Â§ 43 Abs. 3 SGB VI generell nicht erwerbsgemindert, wer
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigten (Â§Â 43 Abs.Â 3 SGBÂ VI).

Eine Rente aus eigener Versicherung wird gemÃ¤Ã� Â§ 99 Abs. 1 Satz 1 SGB VI von
dem Kalendermonat an geleistet, zu dessen Beginn die Anspruchsvoraussetzung
fÃ¼r die Rente erfÃ¼llt sind, wenn die Rente bis zum Ende des 3. Kalendermonats
nach Ablauf des Monats beantragt wird, indem die Anspruchsvoraussetzungen
erfÃ¼llt sind. Bei spÃ¤terer Antragstellung wird eine Rente aus eigener
Versicherung von dem Kalendermonat angeleistet, indem die Rente beantragt wird
(Â§ 99 Abs. 1 Satz 2 SGB VI).
Â 
Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit werden gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs. 2 Satz
1 SGB VI auf Zeit geleistet. Die Befristung erfolgt fÃ¼r lÃ¤ngstens drei Jahre nach
Rentenbeginn (Â§ 102 Abs. 2 Satz 2 SGB VI). Sie kann verlÃ¤ngert werden, wobei es
bei dem ursprÃ¼nglichen Rentenbeginn verbleibt (Â§ 102 Abs. 2 Satz 3 SGB VI).
Nach Â§ 102 Abs. 2 Satz 4 SGB VI erfolgen VerlÃ¤ngerungen fÃ¼r lÃ¤ngstens drei
Jahre nach dem Ablauf der vorherigen Frist. Renten, auf die ein Anspruch
unabhÃ¤ngig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage besteht, werden gemÃ¤Ã� Â§ 102
Abs. 2 Satz 5 SGB VI unbefristet geleistet, wenn unwahrscheinlich ist, dass die
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit behoben werden kann, wovon bei einer
Gesamtdauer der Befristung von neun Jahren auszugehen ist. Befristete Renten
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit werden nicht vor Beginn des 7.
Kalendermonats nach dem Eintritt der Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit geleistet
(Â§ 101 Abs. 1 SGB VI). Sofern die medizinischen Ermittlungen eine
Besserungsaussicht vor Ablauf eines Zeitraums von drei Jahren ergeben, kann die
Befristung aus medizinischen GrÃ¼nden im Einzelfall auch kÃ¼rzer als drei Jahre
angesetzt werden. Sofern medizinische GrÃ¼nde eine Besserung zu einem
definierten Zeitpunkt nahelegen, kann von der (Regel-)Befristung aus medizinischen
GrÃ¼nden daher sowohl nach unten aber auch nach oben abgewichen werden, so
dass die Befristung auch kÃ¼rzer oder ggf. auch lÃ¤nger als drei Jahre ausfallen
kann (vgl. hierzu Kador in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VI, 3. Aufl., Â§Â 102 SGB VI
[Stand: 12.06.2023], Rn. 19).

Der KlÃ¤ger ist zur Ã�berzeugung des Senates (zumindest) ab dem Zeitpunkt der
Begutachtung bei R2 (21.04.2022) nicht mehr in der Lage, sechsÂ Stunden tÃ¤glich
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine zumindest leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit
auszuÃ¼ben. Es besteht lediglich noch ein LeistungsvermÃ¶gen von drei bis unter
sechs Stunden. Da der KlÃ¤ger zum maÃ�geblichen Zeitpunkt nicht erwerbstÃ¤tig
war, ist ihm aufgrund der Verschlossenheit des Teilzeitarbeitsmarktes (s.o.) eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Der Senat gelangt zu diesem Ergebnis auf der Grundlage des im
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Berufungsverfahren eingeholten Gutachtens des R2, der schlÃ¼ssig,
widerspruchsfrei und nachvollziehbar auf der Grundlage der ihm zur VerfÃ¼gung
stehenden medizinischen Unterlagen, der von ihm erhobenen
Untersuchungsbefunde einschlieÃ�lich des Tagesablaufs beim KlÃ¤ger eine
inzwischen eingetretene auch zeitliche Minderung des LeistungsvermÃ¶gens
annimmt.

R2 ist auf Basis der von ihm erhobenen Befunde, der eruierten
eigenanamnestischen Angaben sowie der ausgewerteten aktenkundigen
Vorbefunde zu folgenden Diagnosen gelangt: gegenwÃ¤rtig mittelschwere
depressive StÃ¶rung und eine anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung. Im
Rahmen der Befunderhebung ist ein zunÃ¤chst konzentrierter KlÃ¤ger aufgefallen,
der an ihn gerichtete Fragen prompt und bereitwillig beantworten konnte. Im
Verlauf der mehrstÃ¼ndigen Begutachtung ist es dann aber nach drei Stunden zu
einem deutlichen Nachlassen der Konzentriertheit und der Aufmerksamkeit
gekommen. Die Antriebslage wird zunÃ¤chst als leichtgradig und nach drei Stunden
mittelgradig gestÃ¶rt beschrieben. Hinsichtlich der Stimmungslage wirkte der
KlÃ¤ger durchgehend depressiv, selbst beim Besprechen angenehmer Themen
konnte der Gutachter nur eine verzÃ¶gert eintretende Stimmungsaufhellung beim
KlÃ¤ger feststellen. Die affektive ModulationsfÃ¤higkeit wird als mittelgradig
eingeschrÃ¤nkt beschrieben.
Hieraus leitet der Gutachter dann nachvollziehbar und schlÃ¼ssig ab, dass nur noch
leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten ohne Akkord- oder
FlieÃ�bandtÃ¤tigkeiten zumutbar sind. Lasten mit einem Gewicht von mehr als 10
Kilogramm sollen nicht mehr gehoben oder getragen werden. Die genannten
TÃ¤tigkeiten sollten darÃ¼ber hinaus vorzugsweise im Wechsel zwischen Gehen,
Stehen und Sitzen ausgefÃ¼hrt werden. Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule, wie
dies zum Beispiel beim BÃ¼cken oder bei knienden TÃ¤tigkeiten der Fall ist, sollten
vermieden werden. Arbeiten auf Leitern oder auf GerÃ¼sten sind nicht mehr
leidensgerecht. Treppensteigen ist jedoch noch zumutbar. Arbeiten unter der
Exposition von KÃ¤lte, WÃ¤rme, Staub, Gasen, DÃ¤mpfen oder NÃ¤sse sollten
vermieden werden, wÃ¤hrend TÃ¤tigkeiten im Freien unter gÃ¼nstigen
Witterungsbedingungen nicht grundsÃ¤tzlich auszuschlieÃ�en sind. Nicht mehr
mÃ¶glich sind Nachschichtarbeiten. Ebenso sind Arbeiten mit Publikumsverkehr
wegen des durchgehend depressiven Stimmungsbildes nur noch gelegentlich
zumutbar. Eine erhÃ¶hte oder hohe Anforderung an die psychische
LeistungsfÃ¤higkeit, wie dies zum Beispiel beim Anleiten oder beim Beaufsichtigen
mehrerer Personen bzw. beim Ã�berwachen komplexer oder laufender Maschinen
notwendig ist, kÃ¶nnen dem KlÃ¤ger aufgrund der vorzeitigen ErschÃ¶pfbarkeit der
kognitiven Funktionen nicht mehr abverlangt werden.
Wegen der oben beschriebenen, durchgehenden depressiven Stimmungslage und
aufgrund der vorzeitigen ErschÃ¶pfbarkeit der kognitiven Funktionen ist der KlÃ¤ger
auch bei BerÃ¼cksichtigung dieser qualitativen EinschrÃ¤nkungen nicht mehr in
der Lage, ohne unmittelbare GefÃ¤hrdung der Gesundheit leichte TÃ¤tigkeiten auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt sechs Stunden und mehr an fÃ¼nf Tagen in der
Woche auszuÃ¼ben. Auch solche TÃ¤tigkeiten sind nur noch drei bis unter sechs
Stunden, am ehesten vier Stunden, pro Tag zumutbar.

                            16 / 21



 

Die von der Beklagten unter Berufung auf die sozialmedizinischen Stellungnahmen
von N1 und S5 gegen die LeistungseinschÃ¤tzungen von R2 erhobenen EinwÃ¤nde
greifen nach Ã�berzeugung des Senats letztlich nicht durch. R2 hat diese zur
Ã�berzeugung des Senates schlÃ¼ssig und nachvollziehbar widerlegt.
R2 hat zunÃ¤chst fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend dargelegt, warum er trotz bislang
fehlender Unterlagen fÃ¼r eine psychische Erkrankung und noch nicht
durchgefÃ¼hrter Psychopharmakotherapie, Psychotherapie oder multimodaler
Schmerztherapie nun eine mittelschwere depressive StÃ¶rung und eine anhaltende
somatoforme SchmerzstÃ¶rung mit entsprechenden auch zeitlichen
LeistungseinschrÃ¤nkungen festgestellt hat. Hier verweist der Gutachter
insbesondere darauf, dass auch nach seinen Feststellungen sich das psychiatrische
Krankheitsbild erst vor kurzem in einem relevanten AusprÃ¤gungsgrad mit einer
vorzeitigen ErschÃ¶pfbarkeit der kognitiven Funktionen, des Antriebs und des
formalen Denktempos entwickelt hat. Weiter nachvollziehbar entkrÃ¤ftet der
Gutachter den Einwand des N1, wonach sich der â��punktuelle Eindruck einer nicht
besonders schwer ausgeprÃ¤gten DepressivitÃ¤t noch nicht einmal aus dem
aktuellen Beschwerdebildâ�� ableiten lasse und hier im wesentlichen kÃ¶rpernahe
Beschwerden wie Magenbeschwerden, Appetitlosigkeit, Schwindel,
Stuhlverstopfungen, Schwarzwerden vor den Augen, verschiedenste orthopÃ¤dische
Schmerzen und anderes mehr, aber vom KlÃ¤ger keine Beschwerden auf
psychiatrischem Fachgebiet geschildert worden seien. R2 erklÃ¤rt hier
Ã¼berzeugend, dass gerade bei sogenannten â��somatisierten Depressionenâ��
psychische Beschwerden von dem Betroffenen in Form kÃ¶rperlicher Symptome
ausgedrÃ¼ckt werden. Er beschreibt den Umstand, dass der KlÃ¤ger nicht eine
psychische Erkrankung als Ursache seiner kÃ¶rperlichen Beschwerden erkenne,
gerade nicht als Argument gegen das Vorhandensein einer psychiatrischen
Diagnose, sondern eher typisch fÃ¼r eine â��Somatisierungâ��. Der Gutachter
betont zudem weiter, dass in dem von ihm erhobenen Befund ein durchgehend
depressives Stimmungsbild, eine mittelgradige EinschrÃ¤nkung der affektiven
ModulationsfÃ¤higkeit und eine mittelgradige StÃ¶rung der Auffassungsgabe, der
KonzentrationsfÃ¤higkeit, der Aufmerksamkeitsdauer, des Antriebs und des
Denktempos beschrieben werden. Er weist zudem darauf hin, dass zunÃ¤chst ein
konzentrierter KlÃ¤ger aufgefallen sei, der an ihn gerichtete Fragen prompt und
bereitwillig beantworten konnte. Im Verlauf der mehrstÃ¼ndigen Begutachtung ist
es dann aber nach drei Stunden zu einem deutlichen Nachlassen der
Konzentriertheit und der Aufmerksamkeit gekommen. Hier wird fÃ¼r den Senat
gerade Ã¼berzeugend deutlich, dass hier eine zeitliche EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens gegeben ist. Jene Symptome sind nach den AusfÃ¼hrungen
des Gutachters gerade charakteristisch fÃ¼r eine mittelschwere Depression und
erfÃ¼llen die definitionsgemÃ¤Ã�en Kriterien. Soweit N1 weiter eine fehlende
Beschwerdevalidierung kritisiert, war zu berÃ¼cksichtigen, dass R2 in seiner
ergÃ¤nzenden Stellungnahme ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen hat, dass er sich
bewusst sei, dass die schwierigste Aufgabe eines neurologisch-psychiatrisch-
schmerzmedizinischen Gutachters in der Beurteilung einer fraglichen Simulation
beziehungsweise der objektiven psychischen LeistungsfÃ¤higkeit liege. Er stellt
aber Ã¼berzeugend und nachvollziehbar dar, warum er vorliegend die
Beschwerden des KlÃ¤gers fÃ¼r valide hÃ¤lt. Soweit weiter durch S5 kritisiert wird,
dass die kÃ¶rperlichen Beschwerden lediglich qualitative aber nicht quantitative
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LeistungseinschrÃ¤nkungen bedingten, fÃ¼hrt R2 zu Recht aus, dass das von ihm
festgestellte reduzierte LeistungsvermÃ¶gen von ihm nicht durch kÃ¶rperliche,
sondern durch psychiatrische Leiden begrÃ¼ndet worden ist.

Der Senat konnte sich allerdings nicht von einem frÃ¼heren Eintritt der
Leistungsminderung als dem Zeitpunkt der Begutachtung bei R2 Ã¼berzeugen.
Zum einen ist der Senat, wie auch schon das SG, nicht davon Ã¼berzeugt, dass
aufgrund der Beschwerden auf orthopÃ¤dischen Fachgebiet neben qualitativen
EinschrÃ¤nkungen auch eine quantitative Minderung des LeistungsvermÃ¶gens
eingetreten ist. Das SG hat auf Grundlage des Gutachtens von B1 zu Recht
festgestellt, dass die orthopÃ¤dischen Beschwerden nicht zu einer Reduzierung des
zeitlichen LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼hren. Der Senat schlieÃ�t sich nach eigener
PrÃ¼fung dieser EinschÃ¤tzung uneingeschrÃ¤nkt an, sieht deshalb gemÃ¤Ã� Â§
153 Abs. 2 SGG von einer weiteren Darstellung in Bezug auf diese Beschwerden hier
ab. Auch aus den im Berufungsverfahren vorgelegten medizinischen Unterlagen
ergibt sich nichts Anderes. Das vom KlÃ¤gervertreter vorgelegte Attest der
behandelnden W1 vom 05.01.2021 enthÃ¤lt lediglich Angaben zur WegefÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers. Aussagen zum zeitlichen LeistungsvermÃ¶gen werden nicht gemacht.
In der Aussage des behandelnden OrthopÃ¤den als sachverstÃ¤ndiger Zeuge vom
24.11.2021 wird zwar von einem unter dreistÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gen
ausgegangen. Dieser Aussage ist aber keine wesentliche Befundverschlechterung
gegenÃ¼ber der Untersuchung bei B1 zu entnehmen, so dass diese EinschÃ¤tzung
nicht plausibel begrÃ¼ndet ist. Aber auch aufgrund der nun festgestellten
Erkrankungen auf psychiatrischem Fachgebiet und der hieraus resultierenden
LeistungseinschrÃ¤nkung kann ein frÃ¼herer Zeitpunkt als der der Begutachtung
bei R2 nicht sicher festgestellt werden. Hier wurden erstmals Diagnosen auf
psychiatrischem Fachgebiet gestellt und eine EinschrÃ¤nkung der
LeistungsfÃ¤higkeit beschrieben. Ob die LeistungseinschrÃ¤nkung bereits, wie R2
annimmt, Anfang 2021 vorgelegen hat, lÃ¤sst sich nicht zur Ã�berzeugung des
Senats belegen. Es spricht zwar einiges dafÃ¼r, dass die zeitliche Reduzierung des
LeistungsvermÃ¶gens irgendwann zwischen der Entscheidung des SG und der
Untersuchung bei R2 eingetreten ist. Mangels vorliegender medizinsicher
Unterlagen aus psychiatrisch-/psychotherapeutischer Behandlung lÃ¤sst sich der
genaue Eintritt aber nicht mehr im Nachhinein bestimmen, so dass der Eintritt des
Leistungsfalles sicher erst zum Zeitpunkt der Begutachtung bei R2 belegt ist.
Ausweislich des von der Beklagten vorgelegten Versicherungsverlaufs vom
02.06.2023 sind beim KlÃ¤ger zum Zeitpunkt des Eintritts des Leistungsfalles am
21.04.2022 die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt, so
dass eine Rente wegen Erwerbsminderung ausgehend von einem am 21.04.2022
eingetretenen Leistungsfall zu gewÃ¤hren ist.

Die zu gewÃ¤hrende Rente war hier weiter zu befristen. Dies ergibt sich aus Â§ 102
Abs. 2 Satz 1 SGB VI, wonach Renten wegen Erwerbsminderung auf Zeit geleistet
werden. Abweichend von Â§Â 102 Abs. 2 Satz 2 SGB VI war diese Rente hier nicht
fÃ¼r die Dauer von drei Jahren zu gewÃ¤hren. Von dieser Frist kann nÃ¤mlich in
medizinisch begrÃ¼ndeten FÃ¤llen auch abgewichen werden (s.o.). Ein solcher Fall
liegt hier vor. R2 hat in seinem Gutachten ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, dass
unter BerÃ¼cksichtigung der Tatsache, dass bislang keinerlei psychiatrische
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Therapie stattgefunden hat, davon auszugehen ist, dass es unter dem Einsatz einer
antidepressiven Medikation und einer stationÃ¤ren Therapie innerhalb von einem
Jahr zu einer so nachhaltigen Besserung kommen kann, als dass die oben
genannten quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen voraussichtlich wegfallen und
der KlÃ¤ger wieder in der Lage sein werde, sechs Stunden und mehr pro Tag zu
arbeiten. Ausgehend vom Tag der Entscheidung des Senats war daher die
RentengewÃ¤hrung auf den 30.09.2024 zu befristen. Befristete Renten wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit werden darÃ¼ber hinaus nicht vor Beginn des 7.
Kalendermonats nach dem Eintritt der Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit geleistet
(Â§ 101 Abs. 1 SGB VI). Ausgehend von einem Leistungsfall spÃ¤testens zum
Zeitpunkt der Begutachtung am 21.04.2022 ist Rentenbeginn hier also der
01.11.2022.

Etwas anderes ergibt sich vorliegend auch nicht aus der mÃ¶glicherweise
aufgehobenen WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts gehÃ¶rt zur ErwerbsfÃ¤higkeit auch das VermÃ¶gen, eine
Arbeitsstelle aufzusuchen (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 14.03.2002Â â�� B 13 RJ 25/01
RÂ -, juris, Rn. 20). Denn eine TÃ¤tigkeit zum Zweck des Gelderwerbs ist in der
Regel nur auÃ�erhalb der Wohnung mÃ¶glich (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§Â 1247 Nr.
10 S 30; BSG SozR 2200 Â§Â 1247 Nr. 47, 50; BSG SozR Nr. 101 zu Â§Â 1246 RVO).
Dementsprechend ist das Vorhandensein eines Minimums an MobilitÃ¤t als Teil des
nach Â§Â 43 SGB VI versicherten Risikos anzusehen (vgl. BSG SozR 3-2200
Â§Â 1247 Nr. 10). Dabei ist ein abstrakter MaÃ�stab anzuwenden. Ein Katalogfall
liegt nicht vor, soweit ein Versicherter tÃ¤glich viermal Wegstrecken von knapp
mehr als 500 m mit einem zumutbaren Zeitaufwand von bis zu 20 Minuten zu FuÃ�
zurÃ¼cklegen und zweimal Ã¶ffentliche Verkehrsmittel wÃ¤hrend der
Hauptverkehrszeiten unter BerÃ¼cksichtigung aller ihm zur VerfÃ¼gung stehenden
MobilitÃ¤tshilfen benutzen kann (vgl. BSG, Urteil vom 17.12.1991, 13/5 RJ 73/90 =
SozR 3-2200, Â§Â 1247 Nr.Â 10). DarÃ¼ber hinaus sind bei der Beurteilung der
MobilitÃ¤t des Versicherten alle ihm tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung stehenden
Hilfsmittel (z.B. GehstÃ¼tzen) und BefÃ¶rderungsmÃ¶glichkeiten zu
berÃ¼cksichtigen (vgl. BSG, SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr. 10; SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 10
).
Die medizinischen Ermittlungen, insbesondere das Gutachten von R2, aber auch B1
und als auch die von der Beklagten beauftragte Gutachterin R1, gehen zwar davon
aus, dass der KlÃ¤ger zumindest die genannte Anforderung aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden nicht mehr bewÃ¤ltigen kann. Die GehfÃ¤higkeit der KlÃ¤ger ist
zumindest derzeit erheblich eingeschrÃ¤nkt und unter den von der Rechtsprechung
geforderten Umfang (viermal tÃ¤glich mehr als 500 m in jeweils weniger als 20
Minuten) abgesunken. Damit ist â�� abstrakt â�� ausgeschlossen, dass der KlÃ¤ger
Haltestellen von Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln zu FuÃ� erreichen kann,
unabhÃ¤ngig von der konkreten Situation im Einzelfall.

Ein Wegfall der WegefÃ¤higkeit ist aber nur zu bejahen, wenn der KlÃ¤ger auch
nicht anderweitig in der Lage wÃ¤re, einen potentiellen Arbeitsplatz zu
erreichen.Â Ein Kfz zur Erreichung des Arbeitsplatzes ist hier nicht vorhanden. Auch
spricht vorliegend vieles dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger (zumindest derzeit) nicht ohne
weiteres in der Lage sein dÃ¼rfte, ein solches zu fÃ¼hren (vgl. Feststellungen von
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R2). Zur Behebung der WegeunfÃ¤higkeit reicht es aber aus, dass dem Versicherten
auf seine individuellen VerhÃ¤ltnisse (z.B. Besitz einer Fahrerlaubnis; generelle
FahrtÃ¼chtigkeit) ausgerichtete rechtsverbindliche Zusagen gemacht werden,
welche fÃ¼r den Fall von Vorstellungs- und BewerbungsgesprÃ¤chen sowie einer
tatsÃ¤chlichen Arbeitsaufnahme das Defizit der reduzierten oder aufgehobenen
WegefÃ¤higkeit dergestalt kompensieren, dass er in den geschilderten Situationen
einem insoweit nicht eingeschrÃ¤nkten Versicherten gleichsteht (Peter Kamprad in:
Hauck/Noftz SGB VI, 4. ErgÃ¤nzungslieferung 2023, Â§Â 43 SGB 6, Rn. 87). Nicht
ausreichend ist, dass Teilhabeleistungen der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung (KfzHV)
fÃ¼r den Fall einer Arbeitsaufnahme lediglich in Aussicht gestellt werden. Vielmehr
muss bereits eine Bewilligung derartiger Leistungen erfolgen. Auch in FÃ¤llen, in
denen noch kein konkreter Arbeitsplatz fÃ¼r den Betroffenen zur VerfÃ¼gung
steht, kÃ¶nnen Teilhabeleistungen so konkret zugesichert werden, dass damit die
WegeunfÃ¤higkeit beseitigt wird. Es kÃ¶nnen sowohl unmittelbar bewilligte
Leistungen, aber auch Zusicherungen nach Â§Â 34 Erstes Buch Sozialgesetzbuch
(Allgemeiner Teil â�� SGB I) ausreichen, wenn sie hinreichend konkret und
vorbehaltlos sind (BSG, Urteile vom 12. Dezember 2011 â�� B 13 R 21/10 R und B
13 R 79/11 R -, juris). Der Bescheid der Beklagten vom 25.06.2018 erfÃ¼llt diese
Anforderungen. Er enthÃ¤lt seinem Wortlaut nach eine vorbehaltlose rechtliche
Bindung der Beklagten. Er umfasst nicht nur die (mÃ¶gliche) GewÃ¤hrung eines
Zuschusses zur Anschaffung eines Kraftfahrzeugs, sondern auch, falls notwendig,
die Ã�bernahme von Fahrtkosten. Soweit die Textgestaltung die Zusicherung in die
Zukunft hinsichtlich einer Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse begrenzt, liegt darin kein
unzulÃ¤ssiger Vorbehalt oder eine EinschrÃ¤nkung der Rechtswirksamkeit des
Bewilligungsbescheides. Vielmehr wird lediglich darauf hingewiesen, dass es bei
einer Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse rechtlich zulÃ¤ssig und inhaltlich sinnvoll ist,
einen bisher bestehenden, unanfechtbar gewordenen Bescheid fÃ¼r die Zukunft
anzupassen. Erst mit einer auf eine solche Ã�nderung gestÃ¼tzten neuen
Entscheidung soll die Wirkung der bisherigen Entscheidung entfallen. Auch
inhaltlich ist es sinnvoll, bei Vorliegen eines Dauerarbeitsplatzes die neuen
Gegebenheiten noch einmal daraufhin zu Ã¼berprÃ¼fen, ob andere
Teilhabeleistungen wie Kostenzuschuss zur Beschaffung eines eigenen Kfz oder die
Stellung eines regelmÃ¤Ã�igen BefÃ¶rderungsdienstes dann vorrangig erscheinen
(vgl. hierzu auch Bayerisches LSG, Urteil vom 20.10.2016 â�� L 19 R 976/14 -, juris,
Rn. 79; LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 18.06.2020Â â�� L 3 R 15/20Â -, juris, Rn.
58 â�� 59). Nicht zuletzt ist vorliegend nicht auszuschlieÃ�en, dass es durch
entsprechendes Training zu einem Wegfall der WegefÃ¤higkeit kommen kann. So
schlieÃ�en B1, aber auch R2 die MÃ¶glichkeit der Besserung der WegefÃ¤higkeit
bei entsprechendem Einsatz aller mÃ¶glichen Hilfsmittel sowie entsprechendem
Training nicht aus.

Nach alledem war der Berufung des KlÃ¤gers im tenorierten Umfang stattzugeben
und die Berufung im Ã�brigen zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Die Kostengrundentscheidung ist
nach Â§Â 193 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGG vom Gericht nach billigem Ermessen unter
BerÃ¼cksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstands zu treffen. Die
Ermessensentscheidung des Gerichts hat sich dabei an den Erfolgsaussichten
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(voraussichtliches Obsiegen oder Unterliegen), dem erreichten Prozessergebnis und
den zur Klageerhebung sowie zur Erledigung des Rechtsstreits fÃ¼hrenden
UmstÃ¤nden zu orientieren. Werden erst wÃ¤hrend des Rechtsstreits die
Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r das Begehren durch eine VerÃ¤nderung der
VerhÃ¤ltnisse erfÃ¼llt, hat die Beklagte dann keine Kosten zu tragen, wenn sie
unverzÃ¼glich ein Anerkenntnis abgibt oder einen sachgerechten Vergleich
anbietet (BSG, Beschluss vom 24.05.1991 â�� 7 RAr 2/91 â�� SozR 3-1500 Â§Â 193
Nr.Â 2). In einem solchen Fall kann davon ausgegangen werden, dass die Beklagte
auf einen neuen Antrag hin die Leistung zuerkannt hÃ¤tte und der Rechtsstreit nicht
erforderlich gewesen wÃ¤re (LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 14.12.2011Â â�� L 3 R
247/10Â -, juris, Rn. 44). Hier hat die Beklagte auch nach Vorlage des Gutachtens
von R2 an dem ihrem auf ZurÃ¼ckweisung der Berufung in vollem Umfang
gerichteten Antrag festgehalten. Nach billigem Ermessen war dem KlÃ¤ger daher
eine Kostenerstattung fÃ¼r das Berufungsverfahren im Umfang einer Quote von
einem Drittel zuzusprechen, da der Senat die begehrte Rente wegen
Erwerbsminderung nicht bereits wie beantragt ab Antragstellung, sondern erst
ausgehend von einem Leistungsfall am 21.04.2022 und auchÂ  nur zeitlich befristet
zugesprochen hat. Die Erstattung von Kosten fÃ¼r das Klageverfahren kam nicht in
Betracht, da der Leistungsfall erst nach Abschluss des erstinstanzlichen Verfahrens
eingetreten ist.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG) liegen
nicht vor.

Â 

Erstellt am: 25.10.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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